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Antrag 306/I/2026

08/13 Buckow

Der Landesparteitag möge beschließen:

Der Bundesparteitag möge beschließen:

Empfehlung der Antragskommission

Überweisen an: AfA, FA VII -Wirtschaft und Arbeit, Forum

Netzpolitik (Konsens)

Faire Arbeit auch in der Plattformökonomie sichern – Sozialstaat undWettbewerb schützen
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Die SPD Berlin fordert den Bundesparteitag der SPD so-

wie die sozialdemokratischen Mitglieder in den Fraktio-

nen des Abgeordnetenhauses von Berlin, des Deutschen

Bundestages und des Europäischen Parlaments auf, sich

für eine umfassende Regulierung der Plattform- bzw.Gig-

Ökonomie einzusetzen. 

 

Ziel ist es, 

• faire Arbeitsbedingungen sicherzustellen, 

• Sozialversicherungspflichten durchzusetzen, 

• Wettbewerbsverzerrungen zulasten regulärer Un-

ternehmen zu verhindern sowie 

• die digitale und arbeitsmarktpolitische Souveräni-

tät Europas zu stärken. 

 

Hierzu sollen insbesondere folgende Maßnahmen umge-

setzt werden: 

 

1. Klare arbeitsrechtliche Einordnung Plattformbe-

schäftigte sind grundsätzlich als Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmer einzustufen, da sie aufgrund

des Geschäftsmodells und der für sie nicht steuer-

baren Arbeitsaufträge in persönlicher Abhängigkeit

tätig sind. Scheinselbstständigkeit ist konsequent

zu unterbinden.  

2. Sozialversicherungspflicht abdemerstenEuroPlatt-

formunternehmen sind zu verpflichten, Beiträge zur

Sozialversicherung vollständig abzuführen. Umge-

hungstatbestände sind zu schließen.  

3. MindestlohnundTarifbindung sicherstellenDie Ein-

haltung gesetzlicher Mindestlöhne sowie der Zu-

gang zu Tarifverträgen muss auch in der Plattform-

ökonomie gewährleistet werden. Die Behörden sind

zu instruieren, hier konsequentMissbrauchundVer-

stöße zu verfolgen und zu ahnden. 

4. Transparenz- und Dokumentationspflichten Platt-

formen sind zu verpflichten, ihre Algorithmen und

Vergütungsstrukturen gegenüber Aufsichtsbehör-

den offenzulegen, um faire Arbeitsbedingungen,

die Auftragsvergabe und steuerliche Umstände

überprüfen zu können. 

5. Vergaberechtliche Einschränkungen Öffentliche

Aufträge dürfen nur an Plattformunternehmen

vergeben werden, die nachweislich arbeits- und so-

zialrechtliche Standards einhalten.  

6. Europäische Regulierung stärken Die Bundesregie-

rung wird aufgefordert, sich auf EU-Ebene für ei-
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ne konsequente Umsetzung und Verschärfung ent-

sprechender Richtlinien einzusetzen, insbesondere

imSinne eines einheitlichen europäischenRahmens

(„EU Plattformarbeitsrichtlinie“). 

Begründung

Die Plattform- bzw. Gig-Ökonomie hat in den vergange-

nen Jahren erheblich an Bedeutung gewonnen. Digita-

le Plattformen vermitteln Dienstleistungen flexibel und

niedrigschwellig – häufig jedoch auf Kosten elementarer

Arbeitnehmerrechte. 

Viele Beschäftigte in diesem Sektor arbeiten unter pre-

kären Bedingungen: unsichere Einkommen, fehlende so-

ziale Absicherung, kaum Mitbestimmung und ein struk-

turelles Machtungleichgewicht gegenüber Plattformbe-

treibern. Gleichzeitig verschaffen sich Plattformunter-

nehmen durch die systematische Nutzung von Solo-

Selbstständigkeit erhebliche Kostenvorteile gegenüber

regulären Unternehmen – zulasten fairenWettbewerbs. 

Studien zeigen, dass die Zahl der in der Gig-Ökonomie tä-

tigenMenschen in EuropaundDeutschland stetigwächst.

Für viele ist diese Form der Beschäftigung keine freiwilli-

ge Flexibilitätsentscheidung, sondern Ausdruck fehlender

Alternativen –mit entsprechend hoher sozialer Unsicher-

heit. 

Besonders problematisch ist, dass große internationale

Plattformunternehmen – häufig aus den USA – ihre Ge-

schäftsmodelle gezielt an europäischen Arbeits- und So-

zialstandards vorbei organisieren. Dadurch geraten natio-

nale RegelungssystemeunterDruck,währendgleichzeitig

Wertschöpfung und Steueraufkommen teilweise ins Aus-

land verlagert werden. 

Für die Sozialdemokratie ergibt sich daraus ein klarer

Handlungsauftrag: 

• Schutz von Arbeitnehmerrechten auch im digitalen

Zeitalter, 

• Sicherung der Finanzierungsgrundlagen des Sozial-

staats, 

• Gewährleistung fairerWettbewerbsbedingungen, 

• Stärkungeuropäischer Souveränität gegenüber glo-

balen Plattformkonzernen. 

Die Plattformökonomie darf kein rechtsfreier Raum sein.

Fortschritt und Innovationmüssenmit sozialer Sicherheit

und Gerechtigkeit einhergehen. Dafür steht die SPD. 
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